
Satzung der Kassenärztlichen 
Vereinigung Nordrhein

in der Fassung vom 28.02.2004

§ 1
Name, Bereich und Sitz der Vereinigung

Die Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein – nachste-
hend KV Nordrhein genannt – ist gebildet für den Lan-
desteil Nordrhein des Landes Nordrhein-Westfalen.

Sie hat ihren Sitz und ihre Geschäftsstelle in Düsseldorf.
Sie führt ein Dienstsiegel mit der Inschrift „Kassenärzt-
liche Vereinigung Nordrhein – Körperschaft des öffent-
lichen Rechts“ gemäß der Verordnung vom 16.5.1956
(GVBl. S. 163)

§ 2 
Aufgaben

1. Die KV Nordrhein erfüllt die Aufgaben, die sich aus
den gesetzlichen und gesamtvertraglichen Bestim-
mungen, dieser Satzung sowie den sonstigen für sie
verbindlichen Vorschriften ergeben. Sofern im fol-
genden die vertragsärztliche Versorgung und ver-
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Anlage F zur Richtgrößenvereinbarung 2004

Allgemeinmedizin und Praktischer Arzt 80-89
Anästhesiologie 01-03
Augenheilkunde 04-06
Chirurgie
einschließlich Gefäß-,
Plastische, Thorax-, Unfall-, Visceral-
und Herzchirurgie 07-09
Gynäkologie 10-12
HNO einschl. Phoniatrie und Pädaudiol. 13-15
Haut- und Geschlechtskrankheiten 16-18
Innere Medizin
einschl. Angiologie, Endokrinologie,
Gastroentereologie, Hämatologie und
Internistische Onkologie, Kardiologie,
Nephrologie, Pneumologie, Rheumatologie 19-22
Kinderheilkunde 23-25
MKG-Chirurgie 35-37
Nervenheilkunde (Neurologie/Psychiatrie)
Neurologie, Psychiatrie und Psychotherapie
einschl. Kinder- und Jugendpsychiatrie
und -psychotherapie 38-40
Orthopädie
einschl. orthopädischer Rheumatol. 44-46
Urologie 56-58

Die Vertreterversammlung der KV Nordrhein hat mit
92 Stimmen ihrer Mitglieder und daher mit der erfor-
derlichen Mehrheit folgendes beschlossen:

I. Änderung des Satzung vom 08.05.1993 in der Fassung
vom 30.11.2002

1. In § 4 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt:
„Zur Ausfüllung des Sicherstellungsauftrags haben
die Mitglieder insbesondere die vertragsärztliche
Pflicht zur Abhaltung von Sprechstunden im gebote-
nen Umfang zur Behandlung im Rahmen der gesetz-
lichen Krankenversicherung und zur Teilnahme am
Notdienst gem. Abs. 7. zu erfüllen.

2. In § 10 Abs. 2 b wird das Word „Erftkreis“ ersetzt
durch „Rhein-Erft-Kreis“.

3. Die Änderungen treten am Tage nach ihrer Veröf-
fentlichung in Kraft.

II. Neubekanntmachung der Satzung in der Fassung
vom 28.02.2004

Die Satzung der KV Nordrhein in der Fassung vom
30.11.2002, geändert durch Beschluss vom 28.02.2004
wird in der redaktionell angepassten Fassung mit Wir-
kung ab dem 01.01.2005 wie folgt neu bekanntgemacht:

Anlage
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b) die Vermittlung der für die vertragsärztliche Tä-
tigkeit erforderlichen Kenntnisse über Leistun-
gen der gesetzlichen Krankenversicherung oder
Untersuchungs- und Heilmethoden, welche neu
in die vertragsärztliche Versorgung eingeführt
werden;

c) die Aufrechterhaltung und Vertiefung des Wis-
sens der Mitglieder über die Beachtung des Ge-
bots der wirtschaftlichen Behandlungs- und Ver-
ordnungsweise bei der Ausübung vertragsärztli-
cher Tätigkeit.
Die Fortbildung erfolgt u. a. in Fortbildungsver-
anstaltungen der Kassenärztlichen Vereinigun-
gen,ggf. im Zusammenwirken mit der Ärztekam-
mer und der Psychotherapeutenkammer.

5. Sofern die KV Nordrhein bei der erstmaligen Zulas-
sung eines Vertragsarztes oder Psychotherapeuten
für ihren Bereich Kurse zur Einführung in die ver-
tragsärztliche Tätigkeit anbietet, sind die erstmalig
zugelassenen Vertragsärzte oder Psychotherapeuten
verpflichtet, binnen eines Jahres nach Zulassung sich
durch Besuch eines derartigen Kurses fortzubilden.

§ 3
Mitgliedschaft

1. Mitglieder der KV Nordrhein (§ 77 Abs. 3 SGB V)
sind Vertragsärzte und zugelassene Psychotherapeu-
ten (§ 28 Abs. 3 SGB V) sowie die an der vertrags-
ärztlichen Versorgung teilnehmenden ermächtigten
Krankenhausärzte und die in den zugelassenen Ver-
sorgungszentren angestellten Ärzte (§ 95 Abs. 3
SGB V). Die Mitgliedschaft beginnt mit der Be-
standskraft der Zulassung, Ermächtigung oder Ge-
nehmigung des Versorgungszentrums bzw. der An-
stellung. Sie endet mit der bestandskräftigen Been-
digung der Zulassung, Ermächtigung oder Zulas-
sung des Versorgungszentrums bzw. der Anstellung.

2. Soweit sich die Vorschriften dieser Satzung auf Ärz-
te beziehen, gelten sie entsprechend für Psychothe-
rapeuten und medizinische Versorgungszentren, so-
fern nichts Abweichendes bestimmt ist.

§ 4
Rechte und Pflichten der Mitglieder

1. Die Mitglieder sind gegenüber der KV Nordrhein
berechtigt und verpflichtet, nach Maßgabe der Zu-
lassung oder Ermächtigung und unter Beachtung
der gesetzlichen, vertraglichen und sonstigen Vor-
schriften sowie der Berufs- und Weiterbildungsord-
nung an der vertragsärztlichen Versorgung teilzu-
nehmen. Die Berechtigung und Verpflichtung er-
streckt sich auch auf andere Aufgaben, die die KV
Nordrhein aufgrund gesetzlicher Vorschriften zu er-

tragsärztlichen Pflichten angesprochen sind, bezie-
hen sich die Ausführungen auch auf die Versorgung
mit psychotherapeutischen Leistungen und die
Pflichten der psychologischen Psychotherapeuten
sowie Kinder- und Jugendpsychotherapeuten (Psy-
chotherapeuten). Zu den Aufgaben der KV Nord-
rhein gehören:
a) Sicherstellung und Gewährleistung einer huma-

nen, ausreichenden, zweckmäßigen und wirt-
schaftlichen vertragsärztlichen Versorgung unter
Berücksichtigung des allgemein anerkannten
Standes der medizinischen Erkenntnisse ent-
sprechend den gesetzlichen Erfordernissen;

b) Wahrnehmung der Rechte der zur vertragsärztli-
chen Tätigkeit zugelassenen Ärzte (Vertragsärz-
te), der zugelassenen Psychotherapeuten, sowie
der zugelassenen medizinischen Versorgungs-
zentren insbesondere gegenüber den Vertrags-
partnern sowie Überwachung der Erfüllung ver-
tragsärztlicher Pflichten, gegebenenfalls unter
Anwendung der Disziplinarordnung (§ 81 Abs. 5
SGB V), die Bestandteil dieser Satzung ist;

c) Abschluss von Verträgen über die vertragsärztli-
che Versorgung; die Verträge müssen eine huma-
ne, ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftli-
che Versorgung der Versicherten unter Berück-
sichtigung des allgemein anerkannten Standes
der medizinischen Erkenntnisse und eine den
Leistungen angemessene Vergütung regeln;

d) Geschäftsführung der Zulassungsgremien;
e) Sicherstellung und Überwachung der Versor-

gung der Anspruchsberechtigten aufgrund sons-
tiger von der Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung abzuschließender Verträge.

2. Mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde kann die KV
Nordrhein weitere Aufgaben der ärztlichen Versor-
gung, insbesondere für andere Träger der Sozialver-
sicherung, übernehmen.

3. Zur Unterstützung von den in Not geratenen Mit-
gliedern, ihren Familienangehörigen und Hinterblie-
benen kann ein „Ärztliches Hilfswerk“ eingerichtet
werden. Die Vertreterversammlung erlässt zu die-
sem Zwecke eine Ordnung, die der Zustimmung mit
der für eine Satzungsänderung erforderlichen Mehr-
heit der Stimmen der Vertreterversammlung bedarf.

4. Die KV Nordrhein bietet ihren Mitgliedern zu deren
Fortbildung auf dem Gebiet der vertragsärztlichen
Tätigkeit entsprechende Veranstaltungen an (§ 81
Abs. 4 SGB V). Zur Fortbildung gehören:
a) die Aufrechterhaltung und Vertiefung des Wis-

sens über Inhalt und Auswirkungen der für die
vertragsärztliche Tätigkeit maßgebenden gesetz-
lichen Bestimmungen, Verordnungen, Richtlini-
en und Verträge;
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füllen hat. Zur Ausfüllung des Sicherstellungsauf-
trags haben die Mitglieder insbesondere die ver-
tragsärztliche Pflicht zur Abhaltung von Sprechstun-
den im gebotenen Umfang, zur Behandlung im Rah-
men der gesetzlichen Krankenversicherung und zur
Teilnahme am Notdienst gem. Abs. 7 zu erfüllen.

2. Die Mitglieder haben das aktive und das passive
Wahlrecht zu den Organen der KV Nordrhein nach
Maßgabe der Vorschriften des Gesetzes, dieser Sat-
zung und der Wahlordnung, die Bestandteil dieser
Satzung ist.

3. Für die KV Nordrhein und ihre Mitglieder sind bin-
dend:
a) die Satzungsbestimmungen und die von den zu-

ständigen Organen satzungsgemäß gefassten Be-
schlüsse und Entscheidungen;

b) die von der KV Nordrhein mit den gesetzlichen
Krankenkassen abgeschlossenen Verträge und
Vereinbarungen;

c) die von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung
abzuschließenden Verträge und die dazu gefass-
ten Beschlüsse,die Bestimmungen über die über-
bezirkliche Durchführung der vertragsärztlichen
Versorgung und den Zahlungsausgleich zwi-
schen den Kassenärztlichen Vereinigungen sowie
die Richtlinien über die Betriebs-, Wirtschafts-
und Rechnungsführung (§ 81 Abs. 3 SGB V i. V.
m. § 75 Abs. 7 SGB V);

d) die Richtlinien der Kassenärztlichen Bundesver-
einigung über die Qualitätssicherung (§ 135 SGB
V);

e) die Richtlinien des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses (§ 92 SGB V).

4. Jedes Mitglied ist verpflichtet, an von der KV Nord-
rhein eingerichteten und für die Fachgruppe rele-
vanten Qualitätssicherungsmaßnahmen teilzuneh-
men.

5. Jedes Mitglied ist im Rahmen der gesetzlichen Vor-
schriften verpflichtet, den zuständigen Organen der
KV Nordrhein oder ihren Beauftragten diejenigen
Auskünfte zu erteilen und die Unterlagen vorzule-
gen, die zur Nachprüfung der vertragsärztlichen Tä-
tigkeit erforderlich sind und derer die KV Nord-
rhein zur Durchführung ihrer Aufgaben bedarf. Je-
des Mitglied kann im Rahmen der gesetzlichen Be-
stimmungen in Unterlagen der KV Nordrhein Ein-
sicht nehmen, soweit dies zur Wahrnehmung seiner
Rechte erforderlich ist.

6. a) Jedes Mitglied, das sich durch einen Bescheid der
KV Nordrhein zu Unrecht in seiner Rechtsstel-
lung beeinträchtigt glaubt,hat das Recht zum Wi-
derspruch, soweit ein Widerspruch nicht gesetz-

lich ausgeschlossen ist. Der Widerspruch ist bei
der Stelle einzulegen, welche die beanstandete
Maßnahme getroffen hat. Über den Widerspruch
entscheiden Widerspruchsstellen, die gem. § 85
SGG den Widerspruchsbescheid erlassen.

b) Widerspruchsstellen werden bei der Hauptstelle
zur Entscheidung über Widersprüche gegen Be-
scheide der Hauptstelle und der Kreisstellen so-
wie bei den Bezirksstellen Düsseldorf und Köln
zur Entscheidung über Widersprüche aus den
Regierungsbezirken Düsseldorf bzw. Köln gegen
Bescheide der Bezirksstellen gebildet.

c) Die Widerspruchsstellen setzen sich zusammen
aus drei vom Vorstand bestimmten Mitgliedern,
die eine(n) Vorsitzende(n) und eine(n) stellver-
tretende(n) Vorsitzende(n) wählen. Für die Mit-
glieder sind Stellvertreter(innen) in mindestens
gleicher Anzahl zu bestimmen. Die Mitglieder
und Stellvertreter der Widerspruchsstellen der
Bezirksstellen werden von den jeweiligen Be-
zirksstellen vorgeschlagen. Die Mitglieder der
Widerspruchsstellen müssen Mitglieder der KV
Nordrhein sein. Die Amtszeit entspricht der der
Vertreterversammlung. Die Mitglieder und stell-
vertretenden Mitglieder bleiben bis zur Bestel-
lung ihrer Nachfolger im Amt. Eine Abberufung
ist durch einstimmigen Beschluss der Vorstands-
mitglieder möglich.

d) Die Widerspruchsstelle tritt auf Einladung
des/der Vorsitzenden oder des/der stellvertreten-
den Vorsitzenden zusammen. Er/Sie bedient sich
hierzu der Geschäftsstelle. Die Mitgliedschaft in
der Widerspruchsstelle ist ehrenamtlich. Die
Mitglieder der Widerspruchsstelle erhalten Auf-
wendungsersatz nach Maßgabe der von der Ver-
treterversammlung aufzustellenden Entschädi-
gungsordnung. Die Sitzungen sind nicht öffent-
lich. Mitarbeitern der Geschäftsstelle und weite-
ren Personen kann die Teilnahme gestattet wer-
den. Die Widerspruchsstelle ist beschlussfähig
wenn drei Mitglieder, von denen einer der/die
Vorsitzende oder sein/ihr Stellvertreter/in sein
muss, anwesend sind. Die Widerspruchsstelle
trifft ihre Entscheidungen im Rahmen des Ge-
setzes, der Satzung und der Beschlüsse der Ver-
treterversammlung sowie des Vorstandes. Be-
schlüsse bedürfen der einfachen Mehrheit;
Stimmenthaltungen sind nicht zulässig. Über den
Hergang der Beratung und die Abstimmung ist
Stillschweigen zu bewahren. Die Beschlüsse sind
in einem Beschlussprotokoll, das dem Vorstand
binnen vier Wochen nach der Sitzung zuzuleiten
ist, festzuhalten.

7. Jedes niedergelassene oder in einem medizinischen
Versorgungszentrum angestellte Mitglied ist nach
Maßgabe einer von der Vertreterversammlung zu
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beschließenden Ordnung zur Teilnahme an einem
von der KV Nordrhein – ggf. gemeinsam mit der
Ärztekammer Nordrhein – gemäß § 75 Abs. 1 SGB
V eingerichteten Notdienst verpflichtet.

8. Jedes Mitglied ist zur Teilnahme an den Fortbil-
dungsmaßnahmen nach Maßgabe des § 2 Abs. 4 so-
wie zur fachlichen Fortbildung gemäß § 95d SGB V
verpflichtet.

9. Mitglieder, die ihre vertragsärztlichen Pflichten nicht
oder nicht ordnungsgemäß erfüllen, insbesondere
gegen die für sie verbindlichen vertraglichen Bestim-
mungen und Richtlinien verstoßen oder unrichtige
Bescheinigungen oder Berichte erstellen, können je
nach Schwere der Verfehlung mit einer in der Diszip-
linarordnung vorgesehenen Maßnahme belegt wer-
den. Das gleiche gilt gegenüber Mitgliedern, welche
die Pflichten nicht oder nicht ordnungsgemäß erfül-
len, die ihnen im Rahmen der sonstigen von der KV
Nordrhein übernommenen Aufgaben der ärztlichen
Versorgung obliegen. Ein Ausschluss von diesen Auf-
gaben regelt sich nach den gesetzlichen oder vertrag-
lichen Bestimmungen. Die Durchführung eines ent-
sprechenden Verfahrens wird durch die von der Ver-
treterversammlung zu beschließende Ordnung zur
Ausübung der Befugnisse gemäß § 81 Abs. 5 SGB V
geregelt (Disziplinarordnung).

10. Eine Abtretung von Honoraransprüchen gegen die
KV Nordrhein an Dritte ist nur mit Genehmigung
des Vorstandes der KV Nordrhein zulässig.

§ 5
Organe

1. Die Organe der KV Nordrhein sind:
a) die Vertreterversammlung als Selbstverwal-

tungsorgan,
b) der hauptamtliche Vorstand.

2. Die Amtsdauer der Vertreterversammlung beträgt
jeweils sechs Kalenderjahre; die Neuwahlen sind so
vorzubereiten und so rechtzeitig durchzuführen,
dass die neue Vertreterversammlung jeweils im ers-
ten Kalendervierteljahr ihr Amt antreten kann.

3. Für die Durchführung der Wahl ist die Wahlordnung
maßgebend.

4. Die Mitglieder des Selbstverwaltungsorgans bleiben
nach Ablauf ihrer Amtszeit bis zur Übernahme der
Geschäfte durch ihre Nachfolger im Amt.

5. Die Ämter in der Vertreterversammlung und ihren
Ausschüssen, Kommissionen und sonstigen Gre-
mien der KV Nordrhein sind Ehrenämter.

6. Die Mitglieder, die ein Ehrenamt bekleiden, erhal-
ten eine Entschädigung nach Maßgabe der Entschä-
digungsordnung, die Bestandteil dieser Satzung ist.

§ 6
Vertreterversammlung

1. Die Vertreterversammlung ist das Selbstverwal-
tungsorgan und repräsentiert die Gesamtheit aller
Mitglieder der KV Nordrhein. Sie setzt sich zusam-
men aus:
a) 45 Vertretern der ärztlichen Mitglieder. Die Ver-

treter werden in einem Wahlbezirk gewählt, der
den gesamten Bereich der KV Nordrhein um-
fasst. Die Vertreter der Ärzte setzen sich zusam-
men aus Vertretern der Hausärzte und Vertre-
tern der Fachärzte sowie der ermächtigten Kran-
kenhausärzte nebst der angestellten Ärzte in zu-
gelassenen Versorgungszentren, deren Anteile
aufgrund des Verhältnisses der Hausärzte und
Fachärzte sowie der ermächtigten Krankenhaus-
ärzte zuzüglich der in zugelassenen Versorgungs-
zentren angestellten Ärzte nach dem Quotenver-
fahren Hare/Niemeyer ermittelt werden. Die
Wahl erfolgt nach den Grundsätzen der Verhält-
niswahl aufgrund von Listen und Einzelwahlvor-
schlägen unter Anwendung des Quotenverfah-
rens Hare/Niemeyer mit der Maßgabe, dass von
den Listenvorschlägen die Kandidaten nach der
Anzahl der auf die Liste entfallenden Stimmen in
der Reihenfolge ihrer Benennung im Wahlvor-
schlag gewählt sind. Bei der Wahl verfügt jeder
Wahlberechtigte über eine Stimme, die er entwe-
der einem Kandidaten aus dem Bereich der
Hausärzte, der Fachärzte oder der ermächtigten
Krankenhausärzte und angestellten Ärzte in
Versorgungszentren geben kann. Für die Vertre-
ter sind bei der Listenwahl Nachrücker in glei-
cher Anzahl zu wählen.

b) 5 Vertretern der Psychotherapeuten. Die Vertre-
ter werden in einem Wahlbezirk gewählt, der den
gesamten Bereich der KV Nordrhein umfasst.
Die Wahl erfolgt nach den Grundsätzen der Ver-
hältniswahl aufgrund von Listen- und Einzel-
wahlvorschlägen unter Anwendung des Quoten-
verfahrens Hare/Niemeyer mit der Maßgabe,
dass von den Listenvorschlägen die Kandidaten
nach der Anzahl der auf die Liste entfallenden
Stimmen in der Reihenfolge ihrer Benennung im
Wahlvorschlag gewählt sind. Für die Vertreter
sind bei der Listenwahl Nachrücker in gleicher
Anzahl zu wählen.

2. Jeder Vertreter verfügt in der Vertreterversammlung
über eine Stimme.
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3. Die neu gewählte Vertreterversammlung tritt vor
Ablauf der Amtsdauer der bisherigen Vertreterver-
sammlung zu einer konstituierenden Sitzung sowie
zur Wahl des Vorsitzenden und des stellvertretenden
Vorsitzenden der Vertreterversammlung zusammen.

4. Die Vertreterversammlung wählt in unmittelbarer
und geheimer Wahl für die Dauer einer Wahlperiode
aus ihrer Mitte den Vorsitzenden und stellvertreten-
den Vorsitzenden der Vertreterversammlung. § 7
Abs. 1 Sätze 6 bis 8 gelten entsprechend.

5. Die Vertreterversammlung ist mindestens zweimal
im Jahr, im übrigen nach Bedarf, auf Beschluss der
Vertreterversammlung selbst, auf Antrag des Vor-
standes oder auf schriftlichen Antrag von mindes-
tens fünf Mitgliedern der Vertreterversammlung un-
ter Angabe der gewünschten Besprechungspunkte
binnen vier Wochen einzuberufen. Außerdem kann
die Aufsichtsbehörde die Einberufung der Vertre-
terversammlung verlangen (§ 78 Abs. 3 SGB V in
Verbindung mit § 89 Abs. 3 SGB IV).

6. Die Vertreterversammlung ist beschlussfähig, wenn
mehr als die Hälfte der Vertreter anwesend ist. Die
Beschlussfähigkeit bleibt bestehen, bis der Eintritt
der Beschlussunfähigkeit auf Antrag ausdrücklich
festgestellt wird. Der Eintritt der Beschlussunfähig-
keit wird auf Antrag festgestellt, wenn weniger als 15
Vertreter anwesend sind.Die Vertreterversammlung
beschließt, soweit diese Satzung nichts anderes vor-
schreibt, mit der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men. Stimmenthaltungen zählen nicht mit.

7. Das Amt eines Mitgliedes der Vertreterversamm-
lung endet
a) durch Tod,
b) durch Verlust der Mitgliedschaft in der KV

Nordrhein,
c) durch Verlust oder Beschränkung der Geschäfts-

fähigkeit,
d) durch Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte,
e) durch Aberkennung des passiven Wahlrechts zur

Ärztekammer oder zur Psychotherapeutenkam-
mer durch das Berufsgericht,

f) durch Niederlegung des Amtes,
g) durch Annahme der Wahl als Vorstandsmitglied

der KV Nordrhein,
h) durch Abschluss eines Mitarbeitervertrages mit

der KV Nordrhein,
i) durch Annahme der Berufung in ein Gremium

der KV Nordrhein, sofern diesem Verwaltungs-
entscheidungen übertragen sind.

An die Stelle eines ausscheidenden Mitgliedes, das
aufgrund einer Listenwahl gewählt wurde, tritt der
gewählte Nachrücker. Ist kein Nachrücker mehr
vorhanden, so ist eine Nachwahl durchzuführen. Bei

Einzelwahlvorschlägen ist ein Nachrücker nicht zu
benennen und es findet keine Nachwahl statt.

8. Die Mitglieder der Vertreterversammlung haben ih-
re Entscheidungen im Rahmen der Gesetze und der
Satzung zu treffen. Im übrigen sind sie an Weisungen
nicht gebunden.

9. Die Vertreterversammlung hat insbesondere:
a) die Satzung und sonstiges autonomes Recht, wie

etwa die Wahlordnung, Entschädigungsordnung
und Disziplinarordnung, zu beschließen,

b) aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und stellver-
tretenden Vorsitzenden der Vertreterversamm-
lung zu wählen,

c) den Vorstand, den Vorsitzenden und den stellver-
tretenden Vorsitzenden als ersten und zweiten
Vorsitzenden zu wählen,

d) die Vertreter in die Vertreterversammlung der
Kassenärztlichen Bundesvereinigung zu wählen,
soweit sie nicht gesetzlich bestimmt sind,

e) die Entscheidungen zu treffen, die für die KV
Nordrhein von grundsätzlicher Bedeutung sind,
insbesondere die Errichtung und Auflösung von
Verwaltungsstellen sowie die Beschlussfassung
über die "Ordnung über die Organisation der
KV Nordrhein (Organisationsordnung)" und die
Notdienstordnung,

f) den Vorstand zu überwachen und ihm und seinen
Mitgliedern gegenüber die KV Nordrhein zu ver-
treten,

g) den Haushaltsplan festzustellen,
h) über die Entlastung des Vorstandes wegen der

Jahresrechnung (Bilanz) zu beschließen,
i) die Festsetzung der Beiträge,
j) Reisekostenregelungen für Ehrenamtsträger,
k) über den Erwerb, die Veräußerung oder die Be-

lastung von Grundstücken sowie über die Errich-
tung von Gebäuden zu beschließen,

l) Durchführungsbestimmungen zu den Richtlini-
en und Beschlüssen der Kassenärztlichen Bun-
desvereinigung und den von der Kassenärztli-
chen Bundesvereinigung abgeschlossenen Ver-
trägen zu erlassen,

m) eine Ordnung für ein „Ärztliches Hilfswerk“ zu
erlassen,

n) über eine Abwahl des Vorsitzenden und stellver-
tretenden Vorsitzenden der Vertreterversamm-
lung, der in die Vertreterversammlung der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung gewählten
Vertreter und der Mitglieder der Ausschüsse mit
zwei Dritteln der Stimmen aller Mitglieder der
Vertreterversammlung zu beschließen. Die Ab-
wahl kann nur in einer Vertreterversammlung er-
folgen, zu der mit einer Frist von einem Monat
unter Hinweis auf einen entsprechenden Antrag
eingeladen worden ist,
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o) über eine Amtsenthebung und eine Amtsentbin-
dung eines Mitgliedes des Vorstands gem. § 79
Abs. 6 SGB V i. V. mit § 35 a Abs. 7 SGB IV zu
entscheiden. Ein Vertrauensentzug im Sinne der
Vorschrift liegt vor, wenn dem Vorstandsmitglied
mit einer Mehrheit von 2/3 der Stimmen aller
Mitglieder der Vertreterversammlung das Ver-
trauen entzogen wird; es sei denn, dass das Ver-
trauen aus offenbar unsachlichen Gründen ent-
zogen worden ist. Im Falle einer Amtsentbin-
dung oder Amtsenthebung eines Mitgliedes des
Vorstandes ist binnen drei Monaten eine Neu-
wahl durchzuführen. Die Verwaltungsgeschäfte
werden in der Zwischenzeit kommissarisch von
dem anderen Vorstandsmitglied, ersatzweise bei
Enthebung oder Entbindung beider Vorstands-
mitglieder ggf. vom Hauptgeschäftsführer wahr-
genommen,

p) die Mitglieder der in der Satzung vorgesehenen
Ausschüsse zu wählen, soweit sie nicht durch die
Satzung bestimmt sind,

q) über die Aufstellung einer Geschäftsordnung zu
beschließen.

Jedes Mitglied der Vertreterversammlung kann in
höchstens zwei Ausschüsse gewählt werden. Die
Ausschüsse der Vertreterversammlung können
sämtliche Geschäfts- und Verwaltungsunterlagen
einsehen und prüfen; alle Ausschüsse können Ar-
beitsaufträge an die Verwaltung nur richten, wenn
diese zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig sind.
Die Vertreterversammlung gibt sich eine Geschäfts-
ordnung. Sie kann sämtliche Geschäfts- und Verwal-
tungsunterlagen einsehen und prüfen.

10. Der Vorsitzende der Vertreterversammlung und sein
Stellvertreter sowie der Vorstand, letzterer jedoch
nur, soweit nicht ausdrücklich ausgeschlossen, kön-
nen an allen Sitzungen von Ausschüssen beratend
teilnehmen.

11. Die Sitzungen der Vertreterversammlung sind mit
Ausnahme der Beratung von Personal-, Finanz- und
Grundstücksangelegenheiten öffentlich. Der Vorsit-
zende kann die Öffentlichkeit jederzeit für bestimm-
te Tagesordnungspunkte ganz oder teilweise aus-
schließen, sofern die Mehrheit der Vertreterver-
sammlung nicht widerspricht. Gästen und Mitarbei-
tern der KV Nordrhein kann die weitere Teilnahme
an der Sitzung in diesem Fall gestattet werden. Der
Vorstand – soweit nicht persönlich selbst betroffen –
nimmt an allen Sitzungen der Vertreterversamm-
lung teil.

§ 7
Vorstand

1. Die Gesamtheit der Mitglieder der Vertreterver-
sammlung wählt für eine Amtszeit von sechs Jahren
den Vorstand. Unbeschadet der Verantwortung des
Vorstandes für die gesamte Verwaltung und der
Richtlinienkompetenz nach § 79 Abs. 6 SGB V, § 35
a Abs. 1 S. 3 SGB IV besteht der Vorstand aus einem
Mitglied für Geschäfte aus dem Bereich der haus-
ärztlichen Versorgung und einem Mitglied für Ge-
schäfte aus dem Bereich der fachärztlichen Versor-
gung. Geeignet zur Wahl für den Bereich hausärztli-
cher bzw. fachärztlicher Versorgung ist insbesondere
ein Vertragsarzt, der in der KV Nordrhein an der
entsprechenden Versorgung teilnimmt. Gewählt
sind die Kandidaten, die die höchste Zahl der abge-
gebenen Stimmen erhalten haben.
Aus der Reihe der gewählten Vorstandsmitglieder
werden der Vorsitzende und der stellvertretende
Vorsitzende gewählt. Gewählt ist der Kandidat, der
die Mehrheit der gültigen abgegebenen Stimmen er-
halten hat. Bei Stimmengleichheit erfolgt ein neuer
Wahlgang. Bei erneuter Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los.

2. Die Mitglieder des Vorstandes haben ihre Entschei-
dung im Rahmen des Gesetzes, der Satzung und der
Beschlüsse der Vertreterversammlung zu treffen. Im
übrigen sind sie an Weisungen nicht gebunden.

3. Das Amt eines Vorstandsmitgliedes endet außer
durch Tod durch Amtsenthebung und Amtsentbin-
dung gem. § 79 Abs. 6 SGB V i. V. mit § 35 a Abs. 7
SGB V. Gründe hierfür können sein:
a) Verlust oder Beschränkung der Geschäftsfähig-

keit,
b) Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte,
c) Niederlegung des Amtes,
d) Annahme der Wahl als Mitglied des Vorstandes

der Kassenärztlichen Bundesvereinigung,
e) Vertrauensentzug (§ 6 Abs. 9 Buchst. o),
f) Mitgliedschaft in der Vertreterversammlung der

KV Nordrhein.

4. Scheiden Vorstandsmitglieder aus dem Vorstand
aus, werden Nachfolger durch die Vertreterver-
sammlung gewählt.

5. Der Vorsitzende beruft in Abstimmung mit dem
stellvertretenden Vorsitzenden den Vorstand in der
Regel monatlich einmal, im übrigen nach Bedarf, un-
ter Mitteilung der Tagesordnung, des Ortes und der
Zeit zu einer Sitzung ein. Die Einladungsfrist soll
mindestens eine Woche betragen.
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6. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse grundsätzlich
einstimmig. Dabei zählen Stimmenthaltungen nicht
mit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor-
sitzenden den Ausschlag.

7. Die Sitzungen des Vorstandes sind nicht öffentlich.
Der Vorsitzende der Vertreterversammlung und sein
Stellvertreter sollen zu den Sitzungen des Vorstan-
des eingeladen werden.

8. Der Vorstand trägt die Verantwortung für die ge-
samte Verwaltung der KV Nordrhein. Gem. § 79
Abs. 6 SGB V i. V. mit § 35 Abs. 1 S. 3 und 4 SGB IV
verwaltet jedes Mitglied des Vorstandes innerhalb
der vom Vorstand erlassenen Richtlinien seinen Ge-
schäftsbereich eigenverantwortlich. Bei bereichs-
übergreifenden Entscheidungen sowie bei Mei-
nungsverschiedenheiten entscheidet der Vorstand;
bei Stimmgleichheit entscheidet der Vorsitzende.
Die Verwaltung schließt die Organisations- und Per-
sonalentwicklung sowie die Haushalts- und Finanz-
planung und -verwaltung ein. Zur Durchführung ei-
ner einheitlichen Verwaltung und Rechtsanwen-
dung kann sich der Vorstand eines Hauptgeschäfts-
führers und eines Justitiars bedienen. Der Vorstand
besetzt die Stelle zur Bekämpfung von Fehlverhal-
ten im Gesundheitswesen gem. § 81 a SGB V.

9. Der Vorstand hat gem. § 79 Abs. 6 SGB V i. V. mit §
35 a Abs. 2 SGB IV der Vertreterversammlung bzw.
deren Vorsitzendem Bericht zu erstatten. Im übrigen
lädt der Vorstand die Vorsitzenden der Ausschüsse
regelmäßig einmal im Quartal ein und informiert.

§ 8
Gerichtliche und außergerichtliche Vertretung

1. Die dem Vorstand obliegende gerichtliche und au-
ßergerichtliche Vertretung der KV Nordrhein wird
dem Vorsitzenden des Vorstandes, bei dessen Ver-
hinderung dem stellvertretenden Vorsitzenden des
Vorstandes, übertragen. Der Fall der Verhinderung
bedarf keines Nachweises.

2. Die Vertretungsbefugnis kann unter Beachtung der
gesetzlichen Vorschriften übertragen werden.

3. Vermögensrechtliche Erklärungen müssen, soweit
sie nicht lediglich den laufenden Geschäftsverkehr
der KV Nordrhein betreffen, schriftlich abgefasst
und von dem Vorsitzenden des Vorstandes oder dem
stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstandes und
dem Haushaltsbeauftragten vollzogen werden.

§ 9
Beratender Fachausschuss für Psychotherapie

1. Bei der KV Nordrhein wird ein Beratender Fachaus-
schuss für Psychotherapie errichtet. Der Ausschuss
besteht aus fünf Psychologischen Psychotherapeu-
ten und einem Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten sowie sechs Vertretern der psychothera-
peutisch tätigen Ärzte in gleicher Zahl. Unter den
psychotherapeutisch tätigen Ärzten soll ein Arzt
sein, der vorwiegend auf dem Gebiet der Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapie tätig ist. Für jedes
Mitglied im Ausschuss wird ein Stellvertreter be-
stellt.

2. Die Wahl der Mitglieder des Beratenden Fachaus-
schusses erfolgt in unmittelbarer und geheimer Wahl
entsprechend den Vorschriften über die Wahl des
Vorstandes der KV Nordrhein. Der Vorsitzende der
Vertreterversammlung kann einen Gesamtvor-
schlag zur Abstimmung stellen; wird der Vorschlag
abgelehnt, erfolgt Einzelwahl nach Maßgabe des
Satzes 1.

3. Der Beratende Fachausschuss bestimmt je einen
Vorsitzenden aus den Reihen der Mitglieder, welche
Psychotherapeuten sind, und der Mitglieder, welche
Ärzte sind; die beiden Vorsitzenden wechseln sich
jährlich im Vorsitz ab und vertreten sich gegenseitig.

4. Die Dauer der Amtsperiode der Mitglieder des be-
ratenden Fachausschusses entspricht der Amtsperi-
ode der Vertreterversammlung der KV Nordrhein.
Bei der erstmaligen Bestellung der Mitglieder des
Ausschusses endet die Amtsperiode mit dem Ende
der Amtsperiode der Mitglieder der Vertreterver-
sammlung der KV Nordrhein.

5. Vor Entscheidungen oder Beschlüssen des Vorstan-
des oder der Vertreterversammlung über solche die
Sicherstellung der psychotherapeutischen Versor-
gung betreffenden wesentlichen Fragen, welche die
Gesamtheit der an der Versorgung teilnehmenden
ausschließlich oder überwiegend psychotherapeu-
tisch tätigen Ärzte und Psychotherapeuten unmittel-
bar betreffen, ist dem Ausschuss Gelegenheit zu ei-
ner schriftlichen Stellungnahme zu geben. Dies ist
insbesondere der Fall bei auf diese Gruppe bezoge-
nen Sonderregelungen entweder für die Sicherstel-
lung der bedarfsgerechten psychotherapeutischen
Versorgung oder für die Vergütung der psychothera-
peutischen Leistungen. Bei eilbedürftigen Angele-
genheiten kann für die Abgabe der Stellungnahme
eine Frist gesetzt werden.

6. Die Geschäfte des Beratenden Fachausschusses
führt die KV Nordrhein.
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§ 10
Beratende Fachausschüsse für hausärztliche und fachärztli-

che Versorgung

1. Bei der KV Nordrhein werden ein Beratender Fach-
ausschuss für hausärztliche Versorgung und ein Be-
ratender Fachausschuss für fachärztliche Versor-
gung errichtet. Die Ausschüsse bestehen aus fünf
Mitgliedern, die Mitglieder der Vertreterversamm-
lung der KV Nordrhein sein sollen. Nichtmitglieder
der Vertreterversammlung können in die Ausschüs-
se gewählt werden. Ein Mitglied muss der Gruppe
der ermächtigten Krankenhausärzte oder in zugelas-
senen medizinischen Versorgungszentren angestell-
ten Ärzte angehören. Für jedes Mitglied wird ein
Stellvertreter bestellt.

2. Die Wahl der Mitglieder der Beratenden Fachaus-
schüsse erfolgt in unmittelbarer und geheimer Wahl
entsprechend den Vorschriften über die Wahl des
Vorstandes der KV Nordrhein. Der Vorsitzende der
Vertreterversammlung kann einen Gesamtvor-
schlag zur Abstimmung stellen; wird der Vorschlag
abgelehnt, erfolgt Einzelwahl nach Maßgabe des
Satzes 1.

3. Die Beratenden Fachausschüsse bestimmen je einen
Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzen-
den aus den Reihen der Mitglieder. Der Vorsitzende
muss Mitglied der Vertreterversammlung der KV
Nordrhein sein.

4. Die Dauer der Amtsperiode der Mitglieder des Be-
ratenden Fachausschusses entspricht der Amtsperi-
ode der Vertreterversammlung der KV Nordrhein.
Bei der erstmaligen Bestellung der Mitglieder des
Ausschusses endet die Amtsperiode mit dem Ende
der Amtsperiode der Mitglieder der Vertreterver-
sammlung der KV Nordrhein.

5. Vor Entscheidungen oder Beschlüssen des Vorstan-
des oder der Vertreterversammlung über solche die
Sicherstellung der hausärztlichen bzw. fachärztli-
chen Versorgung betreffenden wesentlichen Fragen,
welche die Gesamtheit der an der jeweiligen Versor-
gung teilnehmenden Ärzte unmittelbar betreffen, ist
dem Ausschuss Gelegenheit zu einer schriftlichen
Stellungnahme zu geben. Dies ist insbesondere der
Fall bei auf diese Gruppe bezogenen Sonderregelun-
gen entweder für die Sicherstellung der bedarfsge-
rechten hausärztlichen bzw. fachärztlichen Versor-
gung oder für die Vergütung der hausärztlichen bzw.
fachärztlichen Leistungen. Bei eilbedürftigen Ange-
legenheiten kann für die Abgabe der Stellungnahme
eine Frist gesetzt werden. Die Stellungnahmen der
Ausschüsse sind in die Entscheidungen einzubezie-
hen.

6. Die Geschäfte des Beratenden Fachausschusses
führt die KV Nordrhein.

§ 11
Haushaltsausschuss 

1. Bei der KV Nordrhein wird als Ausschuss der Ver-
treterversammlung ein Haushaltsausschuss gebil-
det. Der Ausschuss besteht aus fünf Mitgliedern der
Vertreterversammlung, von denen zwei an der haus-
ärztlichen Versorgung, zwei an der fachärztlichen
Versorgung und einer als Psychotherapeut an der
Versorgung teilnehmen muss. Ein Mitglied muss der
Gruppe der ermächtigten Krankenhausärzte oder in
zugelassenen medizinischen Versorgungszentren an-
gestellten Ärzte angehören. Für jedes Mitglied wird
ein Stellvertreter bestellt.

2. Die Wahl der Mitglieder des Haushaltsausschusses
erfolgt in unmittelbarer und geheimer Wahl entspre-
chend den Vorschriften über die Wahl des Vorstan-
des der KV Nordrhein. Der Vorsitzende der Vertre-
terversammlung kann einen Gesamtvorschlag zur
Abstimmung stellen; wird der Vorschlag abgelehnt,
erfolgt Einzelwahl nach Maßgabe des Satzes 1.

3. Der Haushaltsausschuss bestimmt einen Vorsitzen-
den und einen stellvertretenden Vorsitzenden aus
den Reihen der Mitglieder.

4. Die Dauer der Amtsperiode der Mitglieder des
Haushaltsausschusses entspricht der Amtsperiode
der Vertreterversammlung der KV Nordrhein. Bei
der erstmaligen Bestellung der Mitglieder des Aus-
schusses endet die Amtsperiode mit dem Ende der
Amtsperiode der Mitglieder der Vertreterversamm-
lung der KV Nordrhein.

5. Der Haushaltsausschuss soll die Vertreterversamm-
lung der KV Nordrhein in allen Haushaltsfragen be-
raten.Dazu zählen insbesondere die Feststellung des
Haushaltes, die Entlastung des Vorstandes wegen
der Jahresrechnung und der Erwerb, die Veräuße-
rung oder die Belastung von Grundstücken sowie
die Errichtung von Gebäuden.

6. Die Geschäfte des Haushaltsausschusses führt die
KV Nordrhein.

§ 12
Hauptausschuss

1. Bei der KV Nordrhein wird als Ausschuss der Ver-
treterversammlung ein Hauptausschuss errichtet.
Der Ausschuss besteht neben dem Vorsitzenden der
Vertreterversammlung aus 4 weiteren Mitgliedern
der Vertreterversammlung der KV Nordrhein. Von
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den insgesamt fünf Mitgliedern muss mindestens ein
Mitglied an der hausärztlichen Versorgung, ein Mit-
glied an der fachärztlichen Versorgung teilnehmen
und ein Mitglied Psychotherapeut sein. Ein Mitglied
muss der Gruppe der ermächtigten Krankenhaus-
ärzte oder in zugelassenen medizinischen Versor-
gungszentren angestellten Ärzte angehören. Für je-
des Mitglied wird ein Stellvertreter bestellt.

2. Die Wahl der Mitglieder des Hauptausschusses er-
folgt in unmittelbarer und geheimer Wahl entspre-
chend den Vorschriften über die Wahl des Vorstan-
des der KV Nordrhein. Der Vorsitzende der Vertre-
terversammlung kann einen Gesamtvorschlag zur
Abstimmung stellen; wird der Vorschlag abgelehnt,
erfolgt Einzelwahl nach Maßgabe des Satzes 1.

3. Vorsitzender des Hauptausschusses ist der Vorsit-
zende der Vertreterversammlung, der die Sitzungen
leitet und ggf. von seinem Stellvertreter, der an den
Sitzungen ansonsten mit beratender Stimme teil-
nimmt, vertreten wird. Der Vorsitzende soll den
Hauptausschuss regelmäßig einmal im Quartal zu ei-
ner Sitzung einladen.

4. Die Dauer der Amtsperiode der Mitglieder des
Haushaltsausschusses entspricht der Amtsperiode
der Vertreterversammlung der KV Nordrhein. Bei
der erstmaligen Bestellung der Mitglieder des Aus-
schusses endet die Amtsperiode mit dem Ende der
Amtsperiode der Mitglieder der Vertreterversamm-
lung der KV Nordrhein.

5. Der Hauptausschuss ist zuständig für den Entwurf
von Änderungen der Satzung einschließlich der Ent-
schädigungsordnung sowie die Beratung der Vertre-
terversammlung und des Vorstandes in Fragen des
Gesamtvertrages einschließlich der Honorarvertei-
lung. Dem Hauptausschuss kann von der Vertreter-
versammlung die Aufgabe übertragen werden, den
Vertrag mit dem hauptamtlichen Vorstand zu schlie-
ßen, die KV Nordrhein gegenüber dem Vorstand
und dessen Mitgliedern zu vertreten und den Vor-
stand zu überwachen. Unterschriftsvollmacht für die
Anstellungsverträge mit den Vorstandsmitgliedern
hat der Vorsitzende zusammen mit einem weiteren
Mitglied des Hauptausschusses.

6. Die Geschäfte des Hauptausschusses führt die KV
Nordrhein.

§ 13
Aufbringung und Verwaltung der Mittel

1. Der Vorstand stellt für jedes Geschäftsjahr einen
Haushaltsplan auf und legt ihn mit der Stellungnah-
me des Haushaltsausschusses der Vertreterver-
sammlung zur Feststellung vor.

2. Zur Deckung der Verwaltungskosten erhebt die KV
Nordrhein von den über sie abrechnenden Leis-
tungserbringern grundsätzlich einen einheitlichen
Vomhundertsatz der über die KV Nordrhein abge-
rechneten Beträge (Beitrag).Als Abrechnung i. d. S.
gilt auch die Vergütung für zurückliegende Zeiträu-
me. Der Beitrag wird jeweils für das IV. Quartal des
laufenden Geschäftsjahres und das erste bis dritte
Quartal des folgenden Geschäftsjahres einheitlich
festgesetzt und auf der Grundlage der hierüber er-
lassenen Honorarbescheide von dem zu Gunsten
des Leistungserbringers festgestellten Betrag einbe-
halten. Alle aufgrund der Abrechnung zugunsten
der Leistungserbringer festgesetzten Beträge bilden
den Maßstab für die Beitragserhebung; evtl. Rück-
zahlungsbeträge finden bei der Beitragsbemessung
keine Berücksichtigung. Die Vertreterversammlung
kann für bestimmte Fälle aufgrund eines geringeren
Aufwandes einen verminderten Beitrag sowie bei
besonderen Aufwendungen einen erhöhten Beitrag
beschließen.

3. Zur Deckung der Kosten für eine Notfallpraxis, in
der nach der Notfalldienstordnung der von Ärzte-
kammer Nordrhein und KV Nordrhein organisierte
Notfalldienst ausgeführt wird und zur Deckung der
Kosten für Arztrufzentralen sowie für nicht ander-
weitig gedeckte Transportkosten im Notfallbezirk
erhebt die KV Nordrhein einen zusätzlichen Bei-
trag. Dieser zusätzliche Beitrag wird für jedes Ge-
schäftsjahr entsprechend dem Haushaltsplan vom
Vorstand festgesetzt und gemäß Abs. 2 einbehalten.
Der besondere Beitrag kann sowohl als Vomhun-
dertsatz aller über die KV Nordrhein abgerechneten
Leistungen als auch als Vomhundertsatz der im Not-
falldienst oder der Notfallpraxis erbrachten Leistun-
gen festgesetzt werden. Er kann auch in einer festen
Umlage auf alle im Notfalldienstbezirk niedergelas-
senen und über die KV Nordrhein abrechnenden
Mitglieder bestehen oder in einer Umlage auf die
Mitglieder, die aus der Notfallpraxis einen unmittel-
baren Nutzen ziehen. Der Beitrag kann auch auf-
grund einer Kombination der aufgeführten Möglich-
keiten festgesetzt werden. Bei der Festlegung des
Vorstandes ist die Meinungsbildung in der jeweils
betroffenen Kreisstelle zu berücksichtigen. Beste-
hen in einem Notfallbezirk mehrere Notfallpraxen,
werden die Beiträge für die jeweiligen Notfallpra-
xen getrennt erhoben. Der zusätzliche Beitrag zur
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Deckung der Kosten einer Notfallpraxis kann auch
für den Koordinationsaufwand in dem vom Vor-
stand festzulegenden Umfang und in der von ihm
festzulegenden Höhe erhoben werden.

4. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

5. Der Vorstand verwaltet die Mittel der KV Nord-
rhein im Rahmen des Haushaltsplanes.

§ 14
Verwaltungsstellen

1. Zur Durchführung ihrer Aufgaben bildet die KV
Nordrhein Kreisstellen und Bezirksstellen als un-
selbständige Verwaltungsstellen mit ehrenamtlich
besetzten Kreisstellenvorständen und ehrenamtlich
besetzten Bezirksstellenräten, die jeweils dem direk-
ten Aufsichts- und Weisungsrecht des Vorstandes un-
beschadet seines Rückhol- und Selbsteintrittsrechts
unterstehen. Die Besetzung der Ehrenämter erfolgt
unbeschadet der Wahl zu den Gremien durch ein-
stimmigen Vorstandsbeschluss; eine Abberufung
von den Ehrenämtern bedarf ebenfalls eines ein-
stimmigen Vorstandsbeschlusses. Ein Versagen der
Berufung oder eine Abberufung aus offenbar un-
sachlichen Gründen ist unzulässig.

2. Es werden gebildet:
a) Kreisstellen nach Maßgabe der politischen Krei-

se,
b) zwei Bezirksstellen:

Düsseldorf für den Bereich des Regierungsbe-
zirks Düsseldorf,
Köln für den Bereich des Regierungsbezirks
Köln.

3. Unbeschadet des Aufsichts- und Weisungsrechts des
Vorstandes obliegt
a) den Kreisstellen

aa) die Mitwirkung bei der Sicherstellung der
vertragsärztlichen Versorgung im Kreisge-
biet,

ab) die Durchführung des Notfalldienstes nach
Maßgabe der geltenden Vorschriften,

ac) die Überwachung der Einhaltung der ver-
tragsärztlichen Pflichten, soweit nicht die
Abrechnung der Leistungen oder die Pflich-
ten gem. § 4 Abs. 8 der Satzung betroffen
sind,

ad) die Beratung der Mitglieder der KV Nord-
rhein im Kreisgebiet in allen vertragsärztli-
chen Fragen,

b) den Bezirksstellen
ba) die Führung des Arztregisters, sofern bei der

Bezirksstelle eine Arztregisterstelle einge-
richtet ist,

bb) die Geschäftsführung des Zulassungsaus-
schusses, sofern bei der Bezirksstelle ein Zu-
lassungsausschuss tätig ist,

bc) die Mitwirkung bei Anträgen auf Genehmi-
gung von Vertretern und Assistenten,

bd) die Mitwirkung bei der Honorarverteilung,
insbesondere die Versendung des Honorar-
bescheides und eventueller Berichtigungs-
bescheide,

be) die Mitwirkung bei der Prüfung der Abrech-
nung der Leistungen,

bf) die Ausfertigung von Genehmigungen zur
Ausführung radiologischer und sonstiger ge-
nehmigungspflichtiger Leistungen sowie
über deren Aufhebung einschließlich der
Anordnung der sofortigen Vollziehung,

bg) die Beratung der Mitglieder der KV Nord-
rhein bei der Durchführung der Qualitätssi-
cherung vertragsärztlicher Leistungen,

bh) die Überwachung der Einhaltung der ver-
tragsärztlichen Pflichten, soweit die Abrech-
nung der Leistungen oder Pflichten gem. § 4
Abs. 8 betroffen sind,

bi) die Beratung der Mitglieder der KV Nord-
rhein im Bereich der Bezirksstelle in allen
Fragen der vertragsärztlichen Tätigkeit und
Abrechnung.

§ 15
Änderung der Satzung

Die Satzung der KV Nordrhein und jede Änderung der
Satzung sind nach Genehmigung durch die Aufsichtsbe-
hörde im „Rheinischen Ärzteblatt“ zu veröffentlichen;
sie tritt – soweit nicht in dem Satzungsbeschluss selbst
ein anderer Zeitpunkt bestimmt ist – am 8. Tage nach
dem Erscheinungstage der betreffenden Nummer des
„Rheinischen Ärzteblattes“ in Kraft. Eine Satzungsän-
derung kann nur beschlossen werden, wenn ihr Gegen-
stand den Mitgliedern der Vertreterversammlung einen
Monat vor der Sitzung mitgeteilt worden ist; sie bedarf
der Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden
Mitglieder, mindestens aber der Hälfte aller Mitglieder
der Vertreterversammlung.

§ 16
Bekanntmachungen

Bekanntmachungen der KV Nordrhein an die Mitglie-
der erfolgen durch Veröffentlichung im „Rheinischen
Ärzteblatt“.

Bekanntmachungen, durch welche Pflichten der Mit-
glieder begründet werden, erfolgen durch Veröffentli-
chungen im „Rheinischen Ärzteblatt“; sie treten – so-
weit in der Bekanntmachung kein anderer Zeitpunkt
festgesetzt ist – am 8. Tage nach dem Erscheinungstage
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der betreffenden Nummer des „Rheinischen Ärzte-
blatts“ in Kraft.

Bekanntmachungen der Kassenärztlichen Bundesverei-
nigung für ihren Zuständigkeitsbereich erfolgen nach
den Satzungsbestimmungen der Kassenärztlichen Bun-
desvereinigung.

Inkrafttreten 

Die Satzung in der vorstehenden Fassung tritt am
01.01.2005 in Kraft, zugleich tritt die Satzung vom
08.05.1993 in der zuletzt geltenden Fassung einschließ-
lich aller Zusätze und Übergangsbestimmungen sowie
aller Bestandteile mit Ausnahme der Disziplinarord-
nung außer Kraft. Bei der Wahl der ab dem 01.01.2005
zu bestellenden Organe werden bereits die Vorschriften
in der Fassung der Neubekanntmachung zum 01.01.2005
zugrunde gelegt mit der Maßgabe, dass als aktiv und
passiv wahlberechtigte Mitglieder diejenigen gelten, die
die Voraussetzungen des § 77 Abs. 3 SGB V in der am
01.01.2005 geltenden Fassung erfüllen.

Ausgefertigt:

Düsseldorf, 03.03.2004

Dr. Friedländer Dr. Hansen
Vorsitzende der Vorsitzender 
Vertreterversammlung des Vorstandes

Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Fami-
lie des Landes Nordrhein-Westfalen

III 9 - 3642.1 Düsseldorf, den 19. März 2004

Die beigeheftete Änderung bzw. Neufassung der Sat-
zung der Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein, von
der Vertreterversammlung beschlossen am 28.02.2004,
wird hiermit gemäß § 81 Abs. 1 SGB V genehmigt.

Im Auftrag
(Bettina am Orde)

Die Vertreterversammlung der KV Nordrhein hat am
28.02.2004 mit 79 Stimmen ihrer Mitglieder und daher
mit der erforderlichen Mehrheit die Neubekanntma-
chung der Wahlordnung in der folgenden, redaktionell
angepassten Fassung beschlossen:

Wahlordnung der
Kassenärztlichen Vereinigung

Nordrhein
vom 28.02.2004

Für die Wahl der Vertreterversammlung und des Vor-
standes der KV Nordrhein wird gemäß § 4 Abs. 2 i. V. m.
§ 6 der Satzung nachstehende Wahlordnung beschlossen:

Teil I
Hausärzte

§ 1

Der Wahlkreis bestimmt sich nach § 6 Abs. 1 a) der Sat-
zung der KVNo.

§ 2

1. Wahlberechtigt sind die im Bereich des Wahlkreises
an der hausärztlichen Versorgung im Sinne des § 73
Abs. 1 a SGB V teilnehmenden Vertragsärzte (Haus-
ärzte), die in den nach § 9 aufzustellenden Wähler-
listen aufgeführt sind.
Das Ruhen der Zulassung schließt die Wahlberech-
tigung nicht aus.

2. Von der Wahl ausgeschlossen sind die Mitglieder,
denen die Befugnis zur Ausübung des ärztlichen Be-
rufes auf Zeit entzogen ist.

§ 3

1. Wählbar sind die im Bereich des Wahlkreises ärzt-
lich tätigen und, sofern eine ärztliche Tätigkeit nicht
ausgeübt wird, die in diesem Bereich wohnenden
ärztlichen Mitglieder.

2. Wählbar ist nicht, wer als angestellter Arzt bei der
KV Nordrhein beschäftigt ist.

§ 4

1. Es sind Vertreter der Hausärzte in der in der Satzung
bestimmten Anzahl zu wählen. Die Zahl der im
Wahlkreis zu wählenden Vertreter wird aufgrund
der Zahl der Wahlberechtigten nach dem Quoten-
verfahren Hare/Niemeyer ermittelt.


